
Änderungen durch das sog. Jahressteuergesetz 2019 
 
In unserem letzten Rundschreiben vom Herbst 2019 haben wir bereits über die 
geplanten Änderungen durch das sog. Jahressteuergesetz 2019 berichtet. Das 
Gesetz, welches inzwischen in Kraft getreten ist, enthält folgende wichtige 
Änderungen, die Arbeitgeber und Arbeitnehmer betreffen. 

Die Verpflegungspauschalen für auswärtige Tätigkeiten werden ab dem VZ 2020 
heraufgesetzt. Für Tage mit mehr als acht Stunden Abwesenheit sowie für An- 
und Abreisetage steigt die Pauschale von 12 € auf 14 €, für Reisetage mit 
ganztägiger Abwesenheit von 24 € auf 28 €. In dieser Höhe kann 
Verpflegungsmehraufwand vom Arbeitgeber steuerfrei ersetzt bzw. durch den 
Arbeitnehmer in der Steuererklärung als Werbungskosten geltend gemacht 
werden. 

Für Berufskraftfahrer wird ab dem VZ 2020 ein neuer Pauschbetrag in Höhe von 
8 € pro Kalendertag für Mehraufwendungen eingeführt, die bei einer mehrtägigen 
beruflichen Tätigkeit im Zusammenhang mit einer Übernachtung im Fahrzeug 
des Arbeitgebers entstehen. Der Nachweis höherer tatsächlicher Kosten bleibt 
möglich. 

Sachbezüge in Form von Gutscheinen und Geldkarten können Arbeitgeber ihren 
Angestellten weiterhin bis max. 44 € im Monat steuerfrei gewähren. 
Voraussetzung dafür ist allerdings, dass diese Zuwendungen zusätzlich zum 
ohnehin geschuldeten Arbeitslohn gewährt werden, ausschließlich zum Bezug von 
Waren oder Dienstleistungen berechtigen und dass die Karten keine 
Barauszahlungs- oder Wandlungsfunktion in Geld haben. Als Geldleistung und 
nicht als Sachbezug zu behandeln sind damit ab 2020 Geldkarten, die über eine 
Barauszahlungsfunktion oder über eine eigene IBAN verfügen, die für 
Überweisungen (z. B. PayPal) oder für den Erwerb von Devisen (z. B. Pfund,   
US-Dollar, Franken) verwendet sowie als generelles Zahlungsinstrument 
hinterlegt werden können. 

Mitarbeiter, die von ihrem Arbeitgeber eine Wohnung gestellt bekommen, 
müssen künftig den steuerlichen Vorteil der verbilligten Überlassung unter 
Umständen nicht mehr versteuern. Die Überlassung gilt ab 2020 nicht mehr als 
steuerpflichtiger Sachbezug, wenn die verbilligte Miete mindestens zwei Drittel 
der ortsüblichen Vergleichsmiete beträgt. Zudem darf die zu zahlende Miete die 
Grenze von 25 €/Quadratmeter (kalt) nicht übersteigen. 

 


